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Richtlinie zur Förderung des 
Breitbandanschlusses von Gewerbegebieten

Gl.Nr. 6604.11

Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie
vom 1. August 2016 – VII 31 – 

Im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und 
dem Ministerium für Inneres und Bundesangelegen-
heiten wird folgende Richtlinie erlassen:

Die Förderung des Breitbandanschlusses von beste-
henden Gewerbegebieten wird im Rahmen des Lan-
desprogramms Wirtschaft (LPW) durchgeführt. Das 
LPW als wirtschaftspolitisches Förderinstrument 
bildet unter Berücksichtigung der inhaltlichen Kon-
vergenz der EU-, der Bund/Länder- sowie der ergän-
zenden Landesförderung den Rahmen für

– die Förderung aus dem Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE),

– die Förderung aus der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ (GRW) nach dem jeweils geltenden Koordi-
nierungsrahmen der GRW und

– die Förderung mit Landesmitteln.

Das Landesprogramm Wirtschaft hat eine Laufzeit 
bis Ende 2020 mit drei Auslaufjahren bis Ende 2023. 
Entsprechend den gewährten Fördermitteln bestim-
men sich die zum Tragen kommenden Rechtsgrund-
lagen in ihrer jeweils geltenden Fassung.

1 Zuwendungszweck und Rechtsgrundlage 

1.1 Die Förderung des Breitbandanschlusses von be-
stehenden Gewerbegebieten soll dazu dienen, die 
Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft in Schles-
wig-Holstein durch Bereitstellung zukunftsfähiger 
Kommunikationsmöglichkeiten (Breitband-Hochge-
schwindigkeitsnetze) zu unterstützen. Die Förde-
rung setzt insbesondere eine Unterversorgung des 
betreffenden Gebietes, einen entsprechenden Be-
darf der ansässigen Betriebe sowie das Fehlen einer 
eigenwirtschaftlichen Versorgung durch die Tele-
kommunikationswirtschaft voraus.

1.2 Das Land gewährt nach der Maßgabe dieser 
Förderrichtlinie, der Verwaltungsvorschriften zu  
§ 44 Landeshaushaltsordnung (LHO), der Aus-
wahl- und Fördergrundsätze von Projekten im Rah-
men des LPW (AFG LPW) sowie des Mindestlohn-
gesetzes des Landes Schleswig-Holstein (Landes-
mindestlohngesetz (GVOBl. Schl.-H. 2013 S. 403)) 
Zuwendungen für die Anbindung von bislang un-
terversorgten Gewerbegebieten an Breitband-Hoch-
geschwindigkeitsnetze aus Mitteln der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ (GRW). Die Bestimmungen des 
jeweils geltenden GRW-Koordinierungsrahmens, 
der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung 

(EU) Nummer 651/2014 vom 17. Juni 2014 
(AGVO) sowie der Rahmenregelung der Bundesre-
publik Deutschland zur Unterstützung des Aufbaus 
einer flächendeckenden Next Generation Access 
(NGA)-Breitbandversorgung (NGA-Rahmenrege-
lung) vom 15. Juni 2015 sind zu beachten.

In Ausnahmefällen ist auch eine Förderung aus 
Landesmitteln möglich.

1.3 Ziel der Förderung ist es, die Entwicklung der 
gewerblichen Wirtschaft in Schleswig-Holstein 
durch Bereitstellung zukunftsfähiger Kommunika-
tionsmöglichkeiten (Breitband-Hochgeschwindig-
keitsnetze) zu unterstützen. Soweit die Förderung 
mit GRW-Mitteln erfolgt, sollen damit insbeson-
dere förderfähige Betriebe in den GRW-Förderge-
bieten unterstützt werden. Dabei soll sich die För-
derung vorrangig auf den Anschluss bereits be-
stehender Gewerbe- und Industriegebiete gemäß 
den jeweiligen Bauleitplanungen der Gemeinden 
konzentrieren; sonstige bestehende gewerbliche/ 
industrielle Gebiete können nur ausnahmsweise 
gefördert werden, wenn sie räumlich innerhalb 
der Gemeinde abgegrenzt sind und mindestens 
drei GRW-förderfähige Betriebe umfassen. Im Hin-
blick auf eine möglichst kostengünstige Anbin-
dung der Unternehmen soll auch der Bedarf um-
liegender Nachfrager berücksichtigt sowie in die 
Förderung einbezogen werden.

1.4 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zu-
wendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen 
Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel. 

Folgende Kriterien werden herangezogen, wenn 
mehrere förderfähige sowie förderwürdige An-
träge vorliegen und eine Förderung aller beantrag-
ten Vorhaben aufgrund begrenzt zur Verfügung 
stehender Haushaltsmittel nicht möglich ist:

– Zahl der erschlossenen Betriebe

– Zahl der geschaffenen/gesicherten Arbeitsplätze

– erreichte Up- und Downloadgeschwindigkeit

2 Gegenstand der Förderung 

Nach dieser Förderrichtlinie können gefördert werden: 

2.1 Die Nutzung bzw. Verlegung (auch die Mitver-
legung bei anderweitig geplanten Erdarbeiten) 
von passiven Infrastrukturen zur Errichtung einer 
NGA-fähigen Breitbandinfrastruktur mit einem 
nutzer- und anbieterneutralen Standard durch den 
Zuwendungsempfänger.

2.2 Die Schließung einer konkret nachzuweisenden 
Wirtschaftlichkeitslücke als ausschließliche Maß-
nahme oder als ergänzende Maßnahme zu einer 
Förderung nach Ziffer 2.1.

Verwaltungsvorschriften
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2.3 Die Ausführung von Baumaßnahmen im Breit-
bandbereich, Tiefbauleistungen mit oder ohne 
Verlegung von Leerrohren sowie die Bereitstellung 
von Schächten, Verzweigern und Abschlussein-
richtungen.

2.4 Machbarkeitsuntersuchungen, Planungs- und Be-
ratungsleistungen, die der Vorbereitung und Beglei-
tung von Maßnahmen nach den Ziffern 2.1, 2.2 
und 2.3 dienen (insbesondere in technischer, wirt-
schaftlicher, rechtlicher und steuerlicher Hinsicht).

2.5 Bei einer Förderung nach den Ziffern 2.1, 2.2 
und 2.3 wird nur der Anschluss des zu fördern-
den Gebietes an das Breitband-Hochgeschwindig-
keitsnetz (vom nächstgelegenen Knotenpunkt bis 
zu einem Verteiler im Fördergebiet) gefördert. Die 
weitere Erschließung (Anschluss der Betriebe) ist 
durch den ausgewählten Netzbetreiber auf eigene 
Kosten vorzunehmen.

3 Zuwendungsempfänger

Als Träger der Maßnahme werden vorzugsweise 
Gemeinden und Gemeindeverbände gefördert. Ei-
nem Träger, der einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund einer früheren Kommissionsentschei-
dung zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und 
Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnen-
markt nicht Folge geleistet hat, dürfen keine Bei-
hilfen gewährt werden.

4 Fördergebiet

Gefördert werden kann nur innerhalb der Förder-
gebietskulisse des jeweiligen GRW-Rahmenplans. 

Bei ausschließlichem Einsatz von Landesmitteln kann 
auch eine Förderung im gesamten Land erfolgen.

5 Zuwendungsvoraussetzungen 

5.1 Eine Förderung ist grundsätzlich nur in unter-
versorgten Gebieten zulässig, die über keine NGA*)- 
Infrastruktur verfügen und die darüber innerhalb 
der nächsten drei Jahre nach erwartetem Investi-
tionsbeginn unter Marktbedingungen aller Voraus-
sicht nach auch nicht verfügen werden (weiße 
NGA-Flecken). Die Identifizierung eines so ge-
nannten weißen NGA-Flecks – und damit die Ein-
grenzung des betroffenen Gebiets – erfolgt durch 
den Zuwendungsempfänger in Abstimmung mit 
dem Zuwendungsgeber. Diese müssen sowohl 
unter angemessener Berücksichtigung der Beson-
derheiten des jeweiligen Einzelfalls als auch unter 
fiskalischen und wirtschaftspolitischen Gesichts-
punkten abwägen, ob die Erschließung von Ge-
bieten mit zukunftsfähigen, hochleistungsfähigen 
NGA-Netzen bedarfsgerecht und sinnvoll ist. Mit 
Blick auf die Zukunftsfähigkeit der geförderten In-

frastruktur soll regelmäßig der Ausbau von 
NGA-Netzen geprüft werden, welche Internet-
dienste mit Übertragungsgeschwindigkeiten von 
mindestens einem Gbit/s im Up- und Downstream 
kurzfristig ermöglichen. Abweichungen hiervon 
sind möglich, etwa als Folge von Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen und/oder um spezifischen 
regionalen Verhältnissen gerecht werden zu kön-
nen (z.B. bei der Anbindung von Unternehmen an 
entlegenen Standorten oder in Mischgebieten). 
Auf jeden Fall muss ein gefördertes Vorhaben we-
sentliche Verbesserungen der Versorgung mit 
NGA-Dienstleistungen im Sinne der Definition der 
AGVO für NGA-Netze herbeiführen.

5.2 In Gebieten, in denen ein Wettbewerb zwi-
schen mehreren Anbietern der erforderlichen 
NGA-Dienstleistungen besteht bzw. gewerbliche 
Angebote zur Infrastrukturbereitstellung vorlie-
gen, erfolgt keine Förderung. Um solche Wettbe-
werbsbeeinträchtigungen zu vermeiden und die 
Unterversorgung nachzuweisen, ist folgendes 
Verfahren vorzusehen:

5.2.1 Zunächst hat der Zuwendungsempfänger 
durch ein fachlich geeignetes Verfahren (in der 
Regel unter Hinzuziehung eines fachlich qualifi-
zierten externen Beraters) den Breitbandbedarf 
der Betriebe (einschließlich der erforderlichen 
Qualität der Geschäftskundenprodukte) im jewei-
ligen Fördergebiet zu ermitteln. Ein Bedarf von  
30 Mbit/s im Download bzw. Upload wird dabei 
als Untergrenze angenommen. Der Bedarf umlie-
gender nicht förderfähiger Betriebe und Haushalte 
kann ebenfalls berücksichtigt werden.

5.2.2 Dem so ermittelten Bedarf ist die aktuelle 
Versorgung der Betriebe mit Geschäftskundenpro-
dukten durch vorhandene Anbieter auf Basis ver-
tretbarer Preise gegenüberzustellen.

5.2.3 Wird der festgestellte Bedarf nicht durch vor-
handene Angebote abgedeckt, ist eine Markter-
kundung durchzuführen, inwieweit es Anbieter 
gibt, die innerhalb der nächsten drei Jahre den Be-
darf durch eigene Ausbaumaßnahmen und ohne 
öffentliche Fördermaßnahmen gemäß Ziffer 2.1, 
2.2 und 2.3 dieser Förderrichtlinie abdecken wer-
den. Die Plausibilität und Verbindlichkeit der Aus-
bauabsichten muss der Anbieter gegenüber dem 
Zuwendungsempfänger in geeigneter Weise nach-
weisen. Die Markterkundungen und ihr Ergebnis 
müssen auf dem Online-Portal www. 
breitbandausschreibungen.de sowie auf dem Portal 
des Breitband-Kompetenzzentrums Schleswig-Hol-
stein (BKZSH) (www.bkzsh.de) veröffentlicht werden.

5.2.4 Findet sich auch im Rahmen der Markterkun-
dung kein geeigneter Anbieter, ist eine Stellung-
nahme des BKZSH und der zuständigen Industrie- 
und Handelskammer (IHK) zur Plausibilität der 
Bedarfsermittlung und des Markterkundungsver-

*) NGA: Next Generation Access Network; dies sind 
Netze der nächsten Generation, die Dienste mit sehr 
hohen Datenraten, mindestens jedoch 30 Mbit/s im 
Download, ermöglichen.
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fahrens einzuholen. Bei Bedenken des BKZSH 
und/oder der IHK entscheidet der Zuwendungsge-
ber, ob eine Förderung des Projektes möglich ist.

5.2.5 Im Falle einer positiven Stellungnahme des 
BKZSH und der IHK bzw. nach positiver Entschei-
dung des Zuwendungsgebers gemäß Ziffer 5.2.4 
kann eine Förderung nach den Ziffern 2.1, 2.2 
oder 2.3 erfolgen. Die Förderung wird im Rahmen 
einer offenen, transparenten und diskriminie-
rungsfreien Ausschreibung gemäß der EU-Verga-
berichtlinie durchgeführt. Die Bestimmungen des 
Haushalts- und Vergaberechts sind zu beachten. 
Die Ausschreibungen und ihr Ergebnis müssen auf 
dem Online-Portal www.breitbandausschreibungen.de 
sowie auf dem Portal des BKZSH (www.bkzsh.de) 
veröffentlicht werden.

5.3 Der ausgewählte Netzbetreiber muss zu ange-
messenen und diskriminierungsfreien Bedingun-
gen möglichst umfassenden Zugang zur aktiven 
und passiven Infrastruktur auf Vorleistungsebene 
gewähren und die Möglichkeit einer tatsächlichen 
und vollständigen physischen Entbündelung bie-
ten. Der Zugang auf Vorleistungsebene ist für 
mindestens sieben Jahre zu gewährleisten; sofern 
neue Infrastrukturen bezuschusst werden, ist der 
Zugang dazu ohne zeitliche Beschränkung zu ge-
währleisten. Im Falle einer Förderung von Leerroh-
ren müssen diese groß genug für mehrere Kabel-
netze und auf verschiedene Netzwerktopologien 
ausgelegt sein. Bietet ein Netzbetreiber auch End-
kundendienste an, so sollte der Zugang mindes-
tens sechs Monate vor der Markteinführung die-
ser Dienste gewährleistet sein.

5.4 Die Preise für den Zugang auf Vorleistungsebene 
müssen auf den üblichen Preisbildungsverfahren der 
Bundesnetzagentur und auf Benchmarks beruhen, 
das heißt auf Preisen, die in vergleichbaren, von 
mehr Wettbewerb geprägten Gebieten des Landes 
bzw. der Union gelten, wobei die dem Netzbetreiber 
gewährten Zuschüsse zu berücksichtigen sind.

5.5 Die geförderten Infrastrukturen sind im Infra-
strukturatlas der Bundesnetzagentur sowie im 
Breitbandatlas des BKZSH zu dokumentieren.

5.6 Zuwendungen werden nur gewährt, wenn die 
Zuwendungsempfängerin bzw. der Zuwendungs-
empfänger ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern mindestens den in Schleswig-Holstein 
geltenden Mindestlohn zahlen (Landesmindest-
lohngesetz).

6 Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 

Die Förderung erfolgt als nicht rückzahlbarer Zu-
schuss im Wege der Anteilsfinanzierung und ist 
auf 1,5 Mio. € pro Einzelvorhaben, bei einer För-
derung nach Ziffer 2.4 auf 100.000 € beschränkt.

Die Höhe der Förderung beträgt grundsätzlich bis 
zu 60 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben 

nach Ziffer 2 dieser Richtlinie. Zuwendungsfähig 
sind Ausgaben, soweit sie ursächlich im Zusam-
menhang mit dem Vorhaben stehen, die zur Durch-
führung unbedingt erforderlich sind und den Grund-
sätzen von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ent-
sprechen. Eine Erhöhung der Förderquote ist bei 
Erfüllung folgender Voraussetzungen möglich: 
– in Höhe von 10 Prozent, wenn die geförderte In-

frastrukturmaßnahme im Rahmen einer inter-
kommunalen Kooperation durchgeführt wird und

– in Höhe von fünf Prozent, wenn sich die geför-
derte Infrastrukturmaßnahme in eine regionale 
Entwicklungsstrategie einfügt.

7 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

7.1 Die Zuwendungsempfängerin bzw. der Zuwen-
dungsempfänger hat folgende Angaben schrift-
lich vorzulegen: 
– Zahl der erschlossenen Betriebe
– Zahl der geschaffenen/gesicherten Arbeitsplätze
– erreichte Up- und Downloadgeschwindigkeit

7.2 Die Antragstellung beinhaltet das Einverständ-
nis, dass alle im Zusammenhang mit der Förde-
rung bekannt gewordenen Daten von der Bewilli-
gungsstelle oder der von ihr beauftragten Stelle 
auf Datenträger gespeichert und von ihnen oder 
in ihrem Auftrag von wissenschaftlichen Einrich-
tungen oder Einrichtungen des Landes Schles-
wig-Holstein oder des Bundes für Zwecke der 
Statistik und der Erfolgskontrolle über die Wirk-
samkeit des Förderprogramms ausgewertet und 
die Ergebnisse veröffentlicht werden.

Förderungen über 500.000 € werden gemäß Arti-
kel 9 und mit den im Anhang III der AGVO genann-
ten Angaben in einem gesonderten Beihilfe-Ver-
zeichnis in elektronischer Form veröffentlicht. 

Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich mit 
der Annahme der Zuwendung, die Förderung nach 
dieser Richtlinie in geeigneter Weise zu publizieren. 

Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich mit 
der Annahme der Zuwendung darüber hinaus, die 
Dokumentation nach § 8 NGA-Rahmenreglung 
sowie das Monitoring nach § 10 NGA-Rahmen-
reglung zu gewährleisten.

7.3 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrech-
nung der Zuwendung sowie für den Nachweis und 
die Prüfung der Verwendung und die gegebenen-
falls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe-
scheides und die Rückforderung der gewährten 
Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschriften so-
wie die Allgemeinen Nebenbestimmungen zu § 44 
LHO i.V.m. der entsprechenden Regelung des Lan-
desverwaltungsgesetzes (§§ 116, 117, 117 a 
LVwG), soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Ab-
weichungen zugelassen worden sind. Näheres zu 
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den zuwendungsrechtlichen Bedingungen wird im 
Zuwendungsbescheid geregelt.

8 Verfahren 

8.1 Anträge auf Bewilligung von Zuwendungen 
nach Ziffer 2.1 bis 2.4 dieser Förderrichtlinie sind 
formgebunden unter Verwendung der LPW- und 
GRW-Förderanträge an die Investitionsbank 
Schleswig-Holstein (IB.SH) zu richten.

Die Abwicklung der Förderung erfolgt durch die 
IB.SH.

8.2 Ergibt sich bei der Anwendung dieser Förder-
richtlinie eine im Einzelfall nicht beabsichtigte 
Härte oder liegen besondere landespolitische Inte-
ressen vor, können vom Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Technologie im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium Ausnahmen 
zugelassen werden.

9 Schlussbestimmungen 

Der Landesrechnungshof des Landes Schles-
wig-Holstein, der Bundesrechnungshof, das Mi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Technologie des Landes Schleswig-Holstein und 
die zuständigen Prüfstellen des Landes Schles-
wig-Holstein sowie von diesen jeweils Beauftragte 
haben das Recht, die zielgerechte, effiziente und 
ordnungsgemäße Verwendung der Mittel durch 
Besichtigung vor Ort oder durch Einsichtnahme in 
die Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen zu 
prüfen und die notwendigen Erhebungen über die 
Wirksamkeit der Förderung durchzuführen.

10 Inkrafttreten 

Diese Förderrichtlinie tritt mit Wirkung vom  
19. September 2016 in Kraft und gilt bis zum  
31. Dezember 2023.

Amtsbl. Schl.-H. 2016 S. 858

Änderungen der Richtlinien für die  
Gewährung von Beihilfen zur Sanierung der 
Rinderbestände von einer Infektion mit dem 

Bovinen Virusdiarrhoe-Virus 
(BVDV-Sanierungs-Beihilfe-Richtlinien)*)

Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
vom 31. August 2016 – V 28 – 7280.323 –

Die Richtlinien für die Gewährung von Beihilfen zur 
Sanierung der Rinderbestände von einer Infektion mit 
dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus (BVDV-Sanie-
rungs-Beihilfe-Richtlinien) vom 24. Mai 2016 (Amtsbl. 
Schl.-H. S. 465) werden wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „4. Oktober 2010 
(BGBl. I S. 1320), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 17. April 2014 (BGBl. I S. 388)“ 
durch die Angabe „27. Juni 2016 (BGBl. I  
S. 1483)“ ersetzt.

b) Nummer 5 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Gleichzeitig verpflichtet die Tierhalterin oder 
der Tierhalter sich,

– alle Rinder des Bestandes, die nicht BVDV-un-
verdächtig gemäß § 1 Nr. 1 der BVDV-Verord-
nung sind, unverzüglich mit einer in der amt-
lichen Methodensammlung beschriebenen 
Methode auf BVDV untersuchen zu lassen,

– alle im Bestand geborenen Rinder im Rahmen 
der Erstkennzeichnung mittels Ohrstanzge-
webeprobe auf BVDV untersuchen zu lassen,

– in den Bestand nur BVDV-unverdächtige Rin-
der einzustellen,

– den Rindern des Bestandes keinen Kontakt zu 
Rindern außerhalb des Bestandes, die nicht 
BVDV-unverdächtig sind, zu gewähren,

– die Rinder des Bestandes nur mit Samen von 
BVDV-unverdächtigen Bullen zu besamen 
oder nur von BVDV-unverdächtigen Bullen 
decken zu lassen,

– für einen Zeitraum von 40 Tagen beginnend 
mit dem Tag der Feststellung des BVDV-infi-
zierten Rindes oder bis zur negativen Nachun-
tersuchung des BVDV-infizierten Rindes, wo-
bei diese längstens 40 Tage nach der ersten 
Untersuchung erfolgen muss, keine Rinder zu 
verbringen, es sei denn, sie werden unmittel-
bar zur Schlachtung verbracht oder sie sind 
ordnungsgemäß gegen BVDV geimpft,

– tragende Rinder, die sich zum Zeitpunkt der 
Feststellung des BVDV-infizierten Rindes im 
Bestand befanden, bis nach dem Abkalben 
oder bis zur negativen Nachuntersuchung 
des BVDV-infizierten Rindes, wobei diese 
längstens 40 Tage nach der ersten Untersu-
chung erfolgen muss, im Betrieb zu behalten, 
soweit sie nicht zum Zeitpunkt der Belegung 
ordnungsgemäß gegen BVDV geimpft waren 
oder nach dem 150. Trächtigkeitstag serolo-
gisch mit negativem Ergebnis auf BVDV un-
tersucht worden sind, und,

– sofern wiederholt persistent BVDV-infizierte 
Rinder ermittelt werden, weibliche Rinder ge-
gen eine BVDV-Infektion nach den Empfeh-
lungen des Impfstoffherstellers so zu impfen, 
dass ein fetaler Schutz vor einer BVDV-Infek-
tion zu erwarten ist.“

c) In Nummer 5 Satz 8 werden nach dem Wort 
„Nachweis“ die Worte „des Verendens oder“ 
eingefügt.

Diese Änderungen treten rückwirkend zum 30. Juni 
2016 in Kraft.
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